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Wie steht Ihre 
Partei zu techni-
schen Fachver-
waltungen? Wie 
bewerten Sie das 
Ansehen und die 
Bedeutung der 
Fachverwaltun-
gen bei Bürgern 
und in der Wirt-
schaft? 

Ohne einen leistungsfähigen öffentli-
chen Dienst gibt es keinen funktionie-
renden Staat. Die technischen Fach-
verwaltungen nehmen für die Bürger 
und die Wirtschaft eine besondere 
Funktion wahr. … werden beim Lan-
desbetrieb Straßen.NRW zwingend 
mehr Planungsingenieure benötigt. 
Daher wollen wir mit einem Sonder-
programm neue Straßenbauingeni-
eure gewinnen und zeitlich befristet 
hochqualifizierte Planungsingenieure 
aus dem Ruhestand aktivieren. 
…Es ist nicht unser Ziel, gut funktio-
nierende Fachverwaltungen aufzulö-
sen, zu kommunalisieren oder zu pri-
vatisieren. 

Die Fachverwaltungen sind elementa-
rer Bestandteil für eine erfolgreiche 
Aufgabenerfüllung von Bund, Ländern 
und Kommunen. Die Bedeutung einer 
funktionierenden Fachverwaltung 
kann für Bürger und Unternehmen 
deshalb nicht hoch genug einge-
schätzt werden.  
…Deshalb gehören Fachverwaltungen 
explizit gestärkt. Wichtig ist hierbei 
auch die politische Schwerpunktset-
zung: Fachverwaltungen sollten sich 
auf ihre Fachaufgaben konzentrieren 
dürfen und mit ausreichenden Mitteln 
ausgestattet sein, um diese auch um-
zusetzen. 

Um das Funktionieren der Fachver-
waltungen zu garantieren, ist es aus 
unserer Sicht Aufgabe der Politik Ver-
waltungsstrukturen effizient auszuge-
stalten und, wo nötig, auch zu refor-
mieren und an die praktischen Not-
wendigkeiten anzupassen. Einer kom-
pletten Privatisierung von Landesauf-
gaben und -betrieben stehen wir ab-
lehnend gegenüber. 
… Eine Kommunalisierung techni-
scher Fachverwaltungen über das jet-
zige Niveau hinaus sehen wir skep-
tisch und lehnen sie nach derzeitiger 
Lage der Dinge ab. 

Ohne eine schlagkräftige technische 
Verwaltung sind die vielfältigen Anfor-
derungen an den öffentlichen Dienst 
insgesamt nicht zu leisten. 
…Wir haben massiv in Personal und 
kluge Köpfe investiert überall da, wo 
der verantwortungsbewusste Staat 
handeln muss: Bei Bildung, öffentli-
cher Sicherheit und Steuergerechtig-
keit, aber auch dort, wo im besonde-
ren Maße technische Fachlichkeit be-
nötigt wird, wie technische und ingeni-
eurwissenschaftliche Kompetenzen in 
der Arbeitsschutz und Umweltschutz-
verwaltung sowie Planungskompetenz 
bei Straßen.NRW und BLB. 

Welche Maßnah-
men zur Sicher-
stellung des 
Rechtsstaats 
und besseren 
Personalausstat-
tung in den tech-
nischen Fachver-
waltungen wird 
Ihre Partei um-
setzen, wenn Sie 
gewählt werden? 

• Wir wollen eine Attraktivitätsof-
fensive für den öffentlichen 
Dienst starten. …Das Land 
Nordrhein-Westfalen muss ein 
attraktiver Arbeitgeber sein, 
nicht nur hinsichtlich der Bezah-
lung.  

• Wir bekennen uns klar zum Lan-
despersonalvertretungsgesetz 

• Wir wollen eine zentrale und fle-
xible Personalsteuerung einset-
zen.  

• Wir wollen das Gesundheitsma-
nagement weiterentwickeln.  

• Wir wollen verpflichtend Perso-
nalentwicklungs- und Fortbil-
dungskonzepte erstellen. 

Erstens muss eine Beschäftigung in 
der Fachverwaltung für Fachleute un-
ter Karrieregesichtspunkten interes-
sant bleiben. Dazu gehört es natürlich 
auch, dass die Bezahlung angemes-
sen ausfällt und auch besonders leis-
tungswillige Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter durch eine anreizorientierte 
Komponente des Gehalts gefördert 
werden können. 
…Zweitens muss die Politik ihre Ent-
scheidungen so treffen, dass die 
Fachverwaltungen nicht mit immer 
weiteren Aufgaben überfrachtet wer-
den. 
… Drittens wird es auch in Zukunft 
notwendig sein, auf externes Fachwis-
sen zurückzugreifen. Denn wir stehen 
schon jetzt vor dem Problem, dass 
freie Planstellen beim technischen 
Personal nicht besetzt werden kön-
nen. 

Zunächst möchten wir gezielt techni-
sche und naturwissenschaftliche Aus-
bildungsgänge verbessern und stär-
ken. … Auch möchten wir die Anspra-
che von potenziellen Nachwuchskräf-
ten verbessern. Hier gilt es, langfristig 
an einer Verbesserung des Images 
der technischen Fachverwaltungen zu 
arbeiten…Quereinsteigerinnen und 
Quereinsteiger sollen unkomplizierter 
in den öffentlichen Dienst wechseln 
können. 

Wir werden weiterhin dort Personal 
zusätzlich einsetzen, wo dies nötig ist. 
Im Haushalt 2017 haben wir beispiel-
weise auf Initiative der regierungstra-
genden Fraktionen bei der Bezirksre-
gierung 10 zusätzliche Stellen für 
Planfeststeller eingerichtet werden so-
wie 40 Stellen beim LANUV zur Stär-
kung der Umweltaufsicht… 

Welche Maßnah-
men ergreift Ihre 
Partei gegen den 
Fachkräfteman-
gel? Welche 
Ideen möchten 
Sie umsetzen, 
um den öffentli-
chen Dienst für 
Techniker und 
Ingenieure at-
traktiver zu ma-
chen? 

Mit einer umfassenden Dienstrechts-
reform im Sommer 2016 haben wir 
den öffentlichen Dienst zudem bereits 
gestärkt und attraktiver gemacht… 
… Zudem möchten wir die Chancen 

der Digitalisierung auch im öffent-
lichen Dienst nutzen. Hier sollen eine 
moderne und zeitgemäße Ausstattung 
sowie die Vereinfachung von Arbeits-
abläufen durch eine stärkere Nutzung 
digitaler Tools helfen, Arbeitsabläufe 
einfacher und effektiver zu gestalten. 

Wir geben Ihnen Recht: Die Bewer-
berlage für den Öffentlichen Dienst ist 
gerade für die technischen Berufe 
nicht einfacher geworden. In der Kon-
kurrenz mit der freien Wirtschaft hat 
der Öffentliche Dienst nach wie vor 
Vorzüge, die ihn attraktiv machen: 
Eine Arbeitsplatzgarantie – in der Re-
gel ein Leben lang – sowie die gelebte 
Vorbildfunktion für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf… 

Die Bezahlung 
im öffentlichen 
Dienst hinkt im 
Vergleich zur 
freien Wirtschaft 
insbesondere für 
Techniker und 
Naturwissen-
schaftler hinter 
her. Welche Maß-
nahmen sind von 
Ihnen vorgese-
hen, diese Lücke 
zu schließen? 

Eine angemessene Besoldung und 
Versorgung sind wichtige Grundsteine 
der öffentlichen Verwaltung, denn 
Leistung muss honoriert und Flexibili-
tät gefördert werden. Um dem Fach-
kräftemangel zu begegnen, bedarf es 
daher insgesamt guter Rahmenbedin-
gungen im öffentlichen Dienst (siehe 
hierzu Frage 3). 
Wir wollen bei allen Entscheidungen 
die berechtigten Interessen der Be-
schäftigten an einer leistungsgerech-
ten Bezahlung und Versorgung be-
rücksichtigen. Das gilt insbesondere 
für die technischen Fachverwaltungen, 
denn diese stehen im direkten Wettbe-
werb mit der Wirtschaft um den drin-
gend benötigten Nachwuchs. 

Wir Freien Demokraten hatten uns im 
Rahmen der sogenannten Modernisie-
rung des Dienstrechts dafür einge-
setzt, dass mehr Leistungsanreize im 
öffentlichen Dienst gesetzt werden 
können. Dies hätte insbesondere leis-
tungswillige Bewerber angezogen und 
leistungsfähige Beschäftigte durch 
eine höhere Bezahlung honoriert… 

GRÜNE stehen für einen attraktiven 
öffentlichen Dienst. Doch für die Beur-
teilung der Attraktivität eines Arbeits-
platzes sind nicht allein finanzielle As-
pekte ausschlaggebend. So steht der 
öffentliche Dienst für einen sicheren 
Arbeitsplatz und Familie und Beruf 
sind im öffentlichen Dienst besonders 
gut vereinbar. Der Balanceakt zwi-
schen haushalterischer Verantwortung 
des Landes und den Interessen der 
Beschäftigten ist stets ein schwieriger, 
den wir aber bisher gut gemeistert ha-
ben. Das haben wir u.a. durch die 
Dienstrechtsreform bewiesen und dem 
wollen wir auch in Zukunft gerecht 
werden. 

Wer sich für eine Einstellung in den öf-
fentlichen Dienst entscheidet, trifft 
eine bewusste Entscheidung – für 
mehr Arbeitsplatzsicherheit, für mehr 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
für eine bessere Absicherung im 
Krankheitsfall und im Alter. Einen 
Wettbewerb um die besten Einstiegs-
gehälter mit der Privatwirtschaft, die 
auch dort nicht jede und jeder bezieht, 
kann und wird der öffentliche Dienst 
nicht gewinnen. Gezielte finanzielle 
Anreize in besonderen Bedarfslagen 
setzt das Land bereits. 

Wie steht ihre 
Partei zur Kom-
munalisierung 
von Aufgaben 
der Landesver-
waltung, bei-
spielsweise bei 
Umwelt- und Ar-
beitsschutzver-
waltung? 

Dort wo es sinnvoll und notwendig ist, 
sollte die bürgernahe Kommunalver-
waltung diese Aufgaben übernehmen. 
So war es zum Beispiel richtig, dass 
die Kreise und kreisfreien Städte zu-
sätzliche Kompetenzen im Bereich 
des Umweltrechts erhielten… Aller-
dings gibt es auch wesentliche Berei-
che, in denen die Landesverwaltung 
gut und richtig ist. Es ist nicht unser 
Ziel, gut funktionierende Fachverwal-
tungen, wie zum Beispiel beim Ar-
beitsschutz, aufzulösen und zu kom-
munalisieren. 

Der Gesetzesvollzug liegt grundsätz-
lich bei den Ländern. Diese Aufgaben-
verteilung des Grundgesetzes halten 
wir für richtig. Um Ortsnähe, Bürger-
freundlichkeit und Transparenz noch 
besser gewährleisten zu können, ist 
regelmäßig zu überprüfen, inwieweit 
welche Aufgaben auch von den Kom-
munen erbracht werden können. Mög-
liche Auswirkungen auf die Landesein-
heitlichkeit des Vollzugs sind dabei zu 
berücksichtigen. 

Ein ausreichender Mindeststandard 
muss immer gewährleistet sein. … 
Dementsprechend halten wir, wie 
schon weiter oben ausgeführt, eine 
über das heutige Niveau hinaus ge-
hende Kommunalisierung von Aufga-
ben der Landesverwaltung zum jetzi-
gen Zeitpunkt für nicht ratsam. Die jet-
zige Kompetenzverteilung hat sich be-
währt. Dementsprechend streben wir 
auch keine Kommunalisierung der 
Umwelt- sowie der Arbeitsschutzver-
waltung an. 
 

Wir stimmen zu, dass die Verwaltung 
auf Landesebene unbedingt erforder-
lich ist, damit landesweit gleiche Le-
bensbedingungen umgesetzt und Ge-
setze und Vorschriften gleich ange-
wendet werden. Deshalb gibt es bei 
der NRWSPD keine Pläne zur Kom-
munalisierung des Umwelt- und Ar-
beitsschutzes. 

Wie steht Ihre 
Partei zur Beset-
zung von Lei-
tungsfunktionen 
auf Fachebene in 
den Ministerien 
und Bezirksre-
gierungen, sowie 
in den Fachbe-
hörden und 
Kommunen vor 
Ort mit Fachleu-
ten aus den tech-
nischen Verwal-
tungen? 

Für uns gilt der Verfassungsgrundsatz 
im öffentlichen Dienst nach Eignung, 
Leistung und Befähigung zu beför-
dern. Dieser Grundsatz gilt für uns ge-
rade bei Leitungsfunktionen, für die 
ein technischer Berufshintergrund nö-
tig ist. Um alle Fähigkeiten optimal 
einsetzen zu können, wollen wir des-
halb verpflichtend Personalentwick-
lungs- und Fortbildungskonzepte er-
stellen. 

Leitungsfunktionen sollten – wie alle 
anderen Funktionen auch – nach Eig-
nung, Befähigung und fachlichen Leis-
tungen des Bewerbers um eine Stelle 
besetzt werden. Sollte ein Nicht-Tech-
niker diese Kriterien erfüllen, so ist 
diese Stelle mit diesem Bewerber zu 
besetzen. Jedoch ist es schwer vor-
stellbar, dass bei insgesamt zuneh-
mender Komplexität der Arbeitspro-
zesse ein Nicht-Techniker in vielen 
Fällen besser geeignet und befähigt 
sein wird, um eine Leitungsposition in 
einer Fachverwaltung zu bekleiden, 
als ein Techniker. 

Wir GRÜNE halten es im Allgemeinen 
für sinnvoll, wenn Führungsfunktionen 
in den Fachverwaltungen auch mit 
technischen Fachleuten besetzt wer-
den. Uns ist es dabei wichtig, wenn 
sich die Führungspositionen der Mini-
sterien, Bezirksregierungen und Fach-
behörden aus einem gut austariertem 
Mix von Frauen und Männern sowohl 
mit technischer Ausbildung als auch 
mit nicht-technischem Hintergrund, 
wie beispielsweise aus der Rechtswis-
senschaft und aus den Wirtschaftswis-
senschaften, zusammensetzen. 

Leitungsfunktionen, gerade in der 
technischen Verwaltung, sollten aus 
Sicht der NRWSPD durch Fachleute 
wahrgenommen werden. Das können 
wir mit zwei Beispielen belegen: Mit 
Gabriele Willems und Elfriede Sauer-
wein-Braksieke stehen zwei Diplom-
Ingenieurinnen an der Spitze der Lan-
desbetriebe BLB bzw. Straßen.NRW. 

 


